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▶▶ Insolvenz 
Restschuldbefreiung bei der Auslandsinsolvenz

|  Es ist nicht Aufgabe deutscher Gerichte, Entscheidungen englischer  
Insolvenzgerichte daraufhin zu überprüfen, ob das englische Gericht in 
Wahrheit international nicht zuständig gewesen ist (vgl. BGH ZInsO 15, 
2434).  | 

Das LG Trier (6.6.17, 4 O 198/16, Abruf-Nr. 199661) ist der Auffassung, dass des-
halb die Fehlerhaftigkeit des englischen Insolvenzverfahrens wegen Fehlens 
der o. g. Voraussetzungen auch nicht über den Umweg einer Schadenersatz-
klage nach § 826 BGB vom Gläubiger vor deutschen Gerichten geltend ge-
macht werden kann, um so die Wirkung der erfolgten englischen Restschuld-
befreiung des Schuldners faktisch auszuhebeln. Die Entscheidung, die aller-
dings noch nicht rechtskräftig ist (Berufung beim OLG Koblenz anhängig un-
ter dem Aktenzeichen 8 U 690/17), dürfte das Vorgehen für die Gläubiger 
teurer und komplizierter werden und damit wirksamen Rechtsschutz zwar 
nicht rechtlich, aber faktisch verhindern. Angesichts der Befriedigungsaus-
sichten lohnen die Anstrengungen häufig nicht. 

PRAXISHINWEIS  |  Es gibt deshalb zwei Wege, wie der Gläubiger vorgehen kann: 
Einerseits kann er die Rechtsbehelfe vor den englischen Gerichten ergreifen. Alter-
nativ kann er – bei einer titulierten Forderung – die Erteilung der Restschuldbefrei-
ung abwarten, dann die Vollstreckung betreiben und den Einwand einer nicht wirksa-
men Erteilung der Restschuldbefreiung im möglichen Verfahren über eine Vollstre-
ckungsgegenklage des Schuldners geltend machen (hierzu BGH NJW 08, 3640).
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Zwei Möglichkeiten 
für Gläubiger

▶▶ Insolvenz
Das Subjektive und nicht das Objektive zählt

|  Zeigt der Schuldner ein nach außen hervortretendes Verhalten, in dem 
sich typischerweise ausdrückt, dass er nicht in der Lage ist, seine fälligen 
Zahlungspflichten zu erfüllen, liegt Zahlungseinstellung auch vor, wenn der 
Schuldner tatsächlich nur zahlungsunwillig ist.  |

Zahlungseinstellung ist nach der st. Rspr. des BGH das nach außen hervortre-
tende Verhalten des Schuldners, in dem sich typischerweise ausdrückt, dass 
er nicht in der Lage ist, seine fälligen Zahlungspflichten zu erfüllen. Es muss 
sich mindestens für die beteiligten Verkehrskreise der berechtigte Eindruck 
aufdrängen, dass er außerstande ist, seinen fälligen Zahlungspflichten zu  
genügen. Die tatsächliche Nichtzahlung eines erheblichen Teils der fälligen 
Verbindlichkeiten reicht für eine Zahlungseinstellung aus. Das gilt selbst dann, 
wenn tatsächlich noch geleistete Zahlungen beträchtlich sind, aber im Verhält-
nis zu den fälligen Gesamtschulden nicht den wesentlichen Teil ausmachen. 

MERKE  |  Da es auf das nach außen tretende Verhalten ankommt, bleibt es für 
den BGH (12.10.17, IX ZR 50/15, Abruf-Nr. 197839) unerheblich, wenn der Schuldner 
tatsächlich nicht zahlungsunfähig ist. 

Das bedeutet 
Zahlungseinstellung
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